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Nebentätigkeiten-Rechtsvorschriften 

I. Auszug aus dem Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) 
 
§ 40 Nebentätigkeit 
Eine Nebentätigkeit ist grundsätzlich anzeigepflichtig. Sie ist unter Erlaubnis- oder Verbotsvorbehalt zu 
stellen, soweit sie geeignet ist, dienstliche Interessen zu beeinträchtigen. 
 
§ 41 Tätigkeit nach Beendigung des Beamtenverhältnisses 
Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte sowie frühere Beamtinnen mit Versorgungsbezügen 
und frühere Beamte mit Versorgungsbezügen haben die Ausübung einer Erwerbstätigkeit oder sonsti-
gen Beschäftigung außerhalb des öffentlichen Dienstes, die mit der dienstlichen Tätigkeit innerhalb 
eines Zeitraums, dessen Bestimmung dem Landesrecht vorbehalten bleibt, im Zusammenhang steht 
und durch die dienstliche Interessen beeinträchtigt werden können, anzuzeigen. 
Die Erwerbstätigkeit oder sonstige Beschäftigung ist zu untersagen, wenn zu besorgen ist, dass durch 
sie dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. Das Verbot endet spätestens mit Ablauf von fünf 
Jahren nach Beendigung des Beamtenverhältnisses. 
 

 
II. Auszug aus dem Niedersächsischen Beamtengesetz (NBG) 

 
§ 70 Nebentätigkeit 
(1) Nebentätigkeit ist die Wahrnehmung eines Nebenamtes oder eine Nebenbeschäftigung. 
(2) Nebenamt ist ein nicht zu einem Hauptamt gehörender Kreis von Aufgaben, der aufgrund eines 
öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses wahrgenommen wird. 
(3) Nebenbeschäftigung ist jede sonstige, nicht zu einem Hauptamt gehörende Tätigkeit innerhalb 
oder außerhalb des öffentlichen Dienstes. 
(4) 1 Als Nebentätigkeit gilt nicht die Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter sowie einer unentgeltli-
chen Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft einer oder eines Angehörigen. 2 Die Übernahme 
eines öffentlichen Ehrenamtes ist vorher schriftlich mitzuteilen. 
 
§ 71 Pflicht zur Übernahme einer Nebentätigkeit 
Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, auf schriftliches Verlangen 
1. eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst, 
2. eine Nebentätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem sonstigen Organ ei-

ner Gesellschaft, Genossenschaft oder eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Unter-
nehmens, wenn dies im öffentlichen Interesse liegt, 

zu übernehmen und fortzuführen, soweit diese Tätigkeit ihrer Vorbildung oder Berufsausbildung ent-
spricht und sie nicht über Gebühr in Anspruch nimmt. 
 
§ 72 Anzeigefreie Nebentätigkeiten 
(1) Der Anzeigepflicht nach § 40 Satz 1 BeamtStG unterliegen nicht 

1. Nebentätigkeiten, zu deren Übernahme die Beamtin oder der Beamte nach § 71 verpflichtet 
ist, 

2. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Beamtin oder des Beamten unterliegenden 
Vermögens, 

3. die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteressen in Gewerkschaften oder Berufsverbänden o-
der in Organen von Selbsthilfeeinrichtungen der Beamtinnen und Beamten und 

4. unentgeltliche Nebentätigkeiten, ausgenommen 
a) die Wahrnehmung eines nicht unter Nummer 1 fallenden Nebenamtes, 
b) die Übernahme einer Testamentsvollstreckung oder einer in § 70 Abs. 4 nicht genannten 

Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft, 
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c) eine gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeit oder die Mitarbeit bei einer dieser Tätigkei-
ten, 

d) die Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem ähnlichen Or-
gan eines Unternehmens mit Ausnahme einer Genossenschaft. 

(2) Die Beamtin oder der Beamte hat auf Verlangen im Einzelfall schriftlich über eine ausgeübte an-
zeigefreie Nebentätigkeit Auskunft zu erteilen, wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass durch die 
Ausübung der Nebentätigkeit dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. 
 
§ 73 Verbot einer Nebentätigkeit 
(1) 1 Eine Nebentätigkeit ist zu untersagen, soweit sie geeignet ist, dienstliche Interessen zu beein-
trächtigen. 2 Ein Untersagungsgrund liegt insbesondere vor, wenn die Nebentätigkeit 

1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft so stark in Anspruch nimmt, dass die ordnungsgemäße 
Erfüllung der dienstlichen Pflichten behindert werden kann, 

2. die Beamtin oder den Beamten in einen Widerstreit mit den dienstlichen Pflichten bringen 
kann, 

3. in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde, der die Beamtin oder der Beamte 
angehört, tätig wird oder tätig werden kann, 

4. die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit der Beamtin oder des Beamten bei der dienstlichen 
Tätigkeit beeinflussen kann, 

5. zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendbarkeit führen kann 
oder 

6. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann. 
3 Die Voraussetzung des Satzes 2 Nr. 1 liegt in der Regel vor, wenn die zeitliche Beanspruchung 
durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten acht Stunden in der Woche überschreitet. 
(2) Die Nebentätigkeit kann untersagt werden, wenn die Beamtin oder der Beamte die ihr oder ihm im 
Zusammenhang mit ihrer Übernahme oder Ausübung obliegenden Anzeige-, Nachweis-, Auskunfts- 
oder sonstigen Mitwirkungspflichten verletzt hat. 
 
§ 74 Ausübung von Nebentätigkeiten 
(1) 1 Eine Nebentätigkeit darf nur außerhalb der Arbeitszeit ausgeübt werden, es sei denn, dass sie 
auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der oder des Dienstvorgesetzten übernommen wurde 
oder ein dienstliches Interesse an der Übernahme der Nebentätigkeit durch die Beamtin oder den 
Beamten anerkannt worden ist. 2 Ausnahmen dürfen nur zugelassen werden, wenn dienstliche Grün-
de nicht entgegenstehen und die versäumte Arbeitszeit vor- oder nachgeleistet wird. 
(2) 1 Bei der Ausübung von Nebentätigkeiten dürfen Einrichtungen, Personal oder Material des 
Dienstherrn nur bei Vorliegen eines öffentlichen oder wissenschaftlichen Interesses mit Genehmigung 
und gegen Entrichtung eines angemessenen Entgelts in Anspruch genommen werden. 2 Das Entgelt 
ist nach den dem Dienstherrn entstehenden Kosten zu bemessen und muss den besonderen Vorteil 
berücksichtigen, der der Beamtin oder dem Beamten durch die Inanspruchnahme entsteht. 3 Bei un-
entgeltlich ausgeübter Nebentätigkeit kann auf ein Entgelt verzichtet werden. 
 
§ 75 Verfahren 
1 Anzeigen, Anträge und Entscheidungen, die die Übernahme oder Ausübung einer Nebentätigkeit 
betreffen, bedürfen der Schriftform. 2 Soweit eine Nebentätigkeit der Anzeigepflicht unterliegt, ist die 
Übernahme mindestens einen Monat vorher anzuzeigen; eine vorzeitige Übernahme der Nebentätig-
keit kann zugelassen werden. 3 Die Beamtin oder der Beamte hat mit der Anzeige Nachweise über Art 
und Umfang der Nebentätigkeit sowie die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus vorzulegen; jede 
Änderung ist unverzüglich anzuzeigen. 
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§ 76 Rückgriffsanspruch der Beamtin und des Beamten 
1 Beamtinnen und Beamte, die aus einer auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der oder des 
Dienstvorgesetzten ausgeübten Nebentätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in ei-
nem sonstigen Organ einer Gesellschaft, Genossenschaft oder eines in einer anderen Rechtsform 
betriebenen Unternehmens haftbar gemacht werden, haben gegen den Dienstherrn Anspruch auf 
Ersatz des ihnen entstandenen Schadens. 2 Ist der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeige-
führt worden, so ist der Dienstherr nur dann ersatzpflichtig, wenn die Beamtin oder der Beamte die 
zum Schaden führende Handlung auf Verlangen einer oder eines Vorgesetzten vorgenommen hat. 
 
§ 77 Beendigung der mit dem Hauptamt verbundenen Nebentätigkeiten 
Endet das Beamtenverhältnis, so enden, wenn im Einzelfall nichts anderes bestimmt wird, auch die 
Nebenämter und Nebenbeschäftigungen, die im Zusammenhang mit dem Hauptamt übertragen wor-
den sind oder die auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der oder des Dienstvorgesetzten ü-
bernommen worden sind. 
 
 
§ 78  Verordnungsermächtigung 
1 Die Landesregierung trifft die zur Ausführung der §§ 70 bis 77 erforderlichen Regelungen über die 
Nebentätigkeit der Beamtinnen und Beamten durch Verordnung. 2 Insbesondere kann bestimmt wer-
den, 

1. welche Tätigkeiten als Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst im Sinne der in Satz 1 genann-
ten Vorschriften anzusehen sind, 

2. welche ehrenamtlichen Tätigkeiten öffentliche Ehrenämter im Sinne des § 70 Abs. 4 sind, 
3. ob und inwieweit eine im öffentlichen Dienst ausgeübte oder auf Verlangen, Vorschlag oder 

Veranlassung der oder des Dienstvorgesetzten übernommene Nebentätigkeit vergütet wird 
oder eine erhaltene Vergütung für eine solche Nebentätigkeit abzuliefern ist, 

4. unter welchen Voraussetzungen die Beamtin oder der Beamte bei der Ausübung einer Neben-
tätigkeit Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn in Anspruch nehmen darf und 
in welcher Höhe hierfür ein Entgelt an den Dienstherrn zu entrichten ist, wobei das Entgelt 
pauschaliert und in einem Vomhundertsatz des aus der Nebentätigkeit erzielten Bruttoein-
kommens festgelegt werden kann, 

5. dass die Beamtin oder der Beamte verpflichtet werden kann, der oder dem Dienstvorgesetz-
ten die zugeflossenen Entgelte und geldwerten Vorteile aus den im öffentlichen Dienst ausge-
übten oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der oder des Dienstvorgesetzten ü-
bernommenen Nebentätigkeiten anzugeben. 

 
§ 79 Tätigkeit nach Beendigung des Beamtenverhältnisses 
 

1 Die Anzeigepflicht für die Ausübung einer Tätigkeit nach § 41 Satz 1 BeamtStG besteht für einen 
Zeitraum von fünf Jahren nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, wenn es sich um eine Er-
werbstätigkeit oder sonstige Beschäftigung handelt, die mit der dienstlichen Tätigkeit in den letzten 
fünf Jahren vor Beendigung des Beamtenverhältnisses im Zusammenhang steht. 2 Abweichend von 
Satz 1 besteht die Anzeigepflicht für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte, die mit Errei-
chen der Regelaltersgrenze oder zu einem späteren Zeitpunkt in den Ruhestand treten, für einen Zeit-
raum von drei Jahren nach Beendigung des Beamtenverhältnisses. 3 Die Anzeige ist bei der oder 
dem letzten Dienstvorgesetzten zu erstatten. 
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III. Auszug aus dem Niedersächsischen Hochschulgesetz (NHG) 
 

§ 23 Nebentätigkeiten 
 
(1) 1Die Landesregierung wird ermächtigt, zur Berücksichtigung der Besonderheiten des Hochschulbe-
reichs durch Verordnung von den §§ 70 bis 79 NBG abweichende Regelungen für die Nebentätigkei-
ten des künstlerischen und wissenschaftlichen Personals zu treffen. 2Die Verordnung kann insbeson-
dere Regelungen treffen 
 
• zur Abgrenzung von Haupt- und Nebenamt, 
• zu Reichweite und Ausnahmen von der Genehmigungs- und Anzeigepflicht, zur Genehmigungs-

fähigkeit sowie zum Genehmigungsverfahren und zur zeitlichen Bemessung von Nebentätigkei-
ten, 

• zu Umfang und Befreiung von der Pflicht zur Ablieferung von Vergütungen aus Nebentätigkeiten 
im öffentlichen Dienst, 

• zur Ausführung des § 74 Abs.2 NBG im Rahmen der in § 78 Sätze 1 und 2 Nr. 4 NBG erteilten 
Ermächtigung und 

• zum Abrechnungsverfahren. 
 
(2) 1Der Anzeigepflicht nach § 40 Satz 1 BeamtStG unterliegt nicht eine schriftstellerische, wissen-

schaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeit sowie eine Gutachtertätigkeit von Professorinnen 
und Professoren sowie von Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren. 2Für Nebentätigkeiten 
dieser Beamtinnen und Beamten finden § 73 Abs. 1 Satz 3 und § 75 Satz 3 NBG keine Anwen-
dung. 

 

 
IV. Niedersächsische Nebentätigkeitsverordnung (NNVO) 

 
§ 1 

Geltungsbereich 
1Diese Verordnung gilt für die Landesbeamtinnen und Landesbeamten, die Kommunalbeamtinnen und 
Kommunalbeamten sowie die Körperschaftsbeamtinnen und Körperschaftsbeamten (§ 1 des Nieder-
sächsischen Beamtengesetzes - NBG). 2Die Hochschulnebentätigkeitsverordnung und die Hoch-
schulnutzungsentgeltverordnung Medizin bleiben unberührt.  
 

§ 2 
Öffentliche Ehrenämter  

(1) 1Öffentliche Ehrenämter im Sinne des § 70 Abs. 4 NBG sind  
1. die nebenberufliche Tätigkeit als Ehrenbeamtin oder Ehrenbeamter,  
2. die Tätigkeit als Mitglied in  

a) einer kommunalrechtlich gebildeten Vertretung und einem kommunalrechtlich gebildeten Aus-
schuss,  

b) einem kommunalen Ausschuss, der auf einer besonderen Rechtsvorschrift beruht, oder  

c) dem Verwaltungsrat einer kommunalen oder gemeinsamen kommunalen Anstalt,  

3. die ehrenamtliche Tätigkeit in einem kommunalen Spitzenverband,  
4. die Tätigkeit als Mitglied  

a) im Verwaltungsrat der Niedersächsischen Kommunalprüfungsanstalt als Vertreterin oder Vertre-
ter eines kommunalen Spitzenverbandes,  

b) im Vorstand einer kommunalen Versorgungskasse oder in einem von diesem gebildeten Aus-
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schuss,  

5. die ehrenamtliche Tätigkeit als Mitglied in einer Freiwilligen Feuerwehr oder Pflichtfeuerwehr,  
6. die ehrenamtliche Tätigkeit als Mitglied in einer im Katastrophen- oder Zivilschutz mitwirken-

den Einheit oder Einrichtung öffentlicher oder privater Träger,  
7. die Tätigkeit als ehrenamtliche Richterin oder ehrenamtlicher Richter oder als Schiedsperson,  
8. die ehrenamtliche Tätigkeit als Mitglied eines 'Organs oder Ausschusses eines Sozialversi-

cherungsträgers oder eines Verbandes der Sozialversicherungsträger oder der Bundesagen-
tur für Arbeit,  

9. die ehrenamtliche Tätigkeit in einem Sparkassenverband,  
10. die Tätigkeit als Mitglied einer Personalvertretung,  
11. die auf behördlicher Bestellung oder auf Wahl beruhende unentgeltliche ehrenamtliche Tätig-

keit, soweit sie in Ausübung staatsbürgerlicher Rechte oder Pflichten erfolgt, und  
12. die in einer sonstigen Rechtsvorschrift als ehrenamtlich bezeichnete Mitwirkung bei der Erfül-

lung öffentlicher Aufgaben.  
2Unentgeltlich im Sinne des Satzes 1 Nr. 11 ist die Wahrnehmung eines öffentlichen Ehrenamtes auch 
dann, wenn Ersatz der notwendigen Auslagen und des Verdienstausfalls gewährt wird. 3Eine Pau-
schalierung dieser Zahlungen ist für die Unentgeltlichkeit unschädlich, wenn sich die Höhe in einem 
Rahmen hält, in dem aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte oder tatsächlicher Erhebungen nachvoll-
ziehbar ist, dass und in welchem Umfang durch die Ausübung der Nebentätigkeit finanzielle Auslagen 
und Verdienstausfall typischerweise entstehen.  
(2) Die Wahrnehmung eines öffentlichen Ehrenamtes liegt nur vor, wenn die Tätigkeit zu den unmittel-
baren Aufgaben des Ehrenamtes gehört.  
 

§ 3 
Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst  

(1) Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst ist jede für den Bund, ein Land, eine Gemeinde, einen Ge-
meindeverband oder eine sonstige der Aufsicht des Bundes oder eines Landes unterstehende Kör-
perschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts oder für deren Verbände ausgeübte Tätigkeit, 
die nicht zum Hauptamt gehört.  
(2) Einer Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst steht eine nicht zum Hauptamt gehörende Tätigkeit 
gleich, die für  

1. eine Vereinigung, eine Einrichtung oder ein Unternehmen, dessen Grund- oder Stammka-
pital sich unmittelbar oder mittelbar ganz oder überwiegend in öffentlicher Hand befindet 
oder die oder das ganz oder überwiegend fortlaufend aus öffentlichen Mitteln unterhalten 
wird,  

2. eine zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrichtung, an der eine juristische Person o-
der ein Verband im Sinne des Absatzes 1 beteiligt ist, oder  

3. eine natürliche oder juristische Person, wenn deren Tätigkeit der Wahrung von Belangen 
einer juristischen Person oder eines Verbandes im Sinne des Absatzes 1 dient,  

wahrgenommen wird.  
 

§ 4 
Zulässigkeit von Gutachtertätigkeit  

1Die Beamtin oder der Beamte darf Gutachten im Rahmen einer Nebentätigkeit in Angelegenheiten, 
die zum Zuständigkeitsbereich ihrer oder seiner Behörde oder Einrichtung gehören, nur erstatten, 
wenn  

1. die Erstattung des Gutachtens nicht zu ihren oder seinen dienstlichen Aufgaben gehört,  
2. sich aus dem Auftrag eindeutig ergibt, dass die Erstattung des Gutachtens durch sie oder 

ihn als Privatperson erbeten wird, und  
3. die Gutachtertätigkeit selbständig wahrgenommen wird.  
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2Eine Gutachtertätigkeit wird selbständig wahrgenommen, wenn die Beamtin oder der Beamte das 
Gutachten in wesentlichen Teilen selbst erarbeitet und die Verantwortung für das Gutachten durch 
Unterzeichnung übernimmt. 3Erarbeitet eine Beamtin oder ein Beamter gemeinsam mit anderen Per-
sonen ein Gutachten, so gelten die Sätze 1 und 2 für den von ihr oder ihm beigetragenen Teil.  
 

§ 5 
Vorzeitige Übernahme einer Nebentätigkeit  

1Eine vorzeitige Übernahme der Nebentätigkeit vor Ablauf der Wartefrist nach § 75 Satz 2 Halbsatz 2 
NBG gilt mit der Anzeige als zugelassen, wenn die Vergütung den Wert von 300 Euro nicht übersteigt. 
2Eine vorzeitige Übernähme soll zugelassen werden, wenn die Einhaltung der Wartefrist für die Beam-
tin oder den Beamten eine besondere Härte darstellt oder aus nicht von ihr oder ihm zu vertretenden 
Gründen nicht möglich ist.  
 

§ 6 
Frist zur Abwicklung untersagter Nebentätigkeiten  

Wird eine Nebentätigkeit nach ihrer Übernahme nach § 73 Abs. 2 NBG untersagt, so soll der Beamtin 
oder dem Beamten eine angemessene Frist zur Abwicklung der Nebentätigkeit eingeräumt werden, 
soweit dienstliche Interessen nicht entgegenstehen.  
 

Z w e i t e r  A b s c h n i t t   
Vergütung für Nebentätigkeiten  

§ 7 
Begriff der Nebentätigkeitsvergütung  

(1) Vergütung für eine Nebentätigkeit ist jede Gegenleistung in Geld oder geldwerten Vorteilen, auch 
wenn darauf ein Rechtsanspruch nicht besteht.  
(2) 1Als Vergütung gelten nicht  

1. der Ersatz von Reisekosten bis zur Höhe der nach den Bestimmungen des Landes zu ge-
währenden reisekostenrechtlichen Entschädigungen,  

2. der Ersatz sonstiger barer Auslagen, wenn keine Pauschalierung vorgenommen wird, und  
3. die vereinnahmte Umsatzsteuer, soweit sie an ein Finanzamt abzuführen ist.  

2Der Ersatz von Reisekosten in der in Satz 1 Nr. 1 bezeichneten Höhe gilt auch dann nicht als Vergü-
tung, wenn er ganz oder teilweise mit der Vergütung abgegolten wird.  
(3) Pauschalierte Aufwandsentschädigungen sind als Vergütung anzusehen.  
 

§ 8 
Zulässigkeit der Vergütung für Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst  

1Für eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst darf eine Vergütung vom Land, von einer Gemeinde, 
einem Gemeindeverband oder von anderen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts nur gewährt werden, wenn  

1. die Beamtin oder der Beamte einen Rechtsanspruch auf Vergütung hat,  
2. der Beamtin oder dem Beamten die unentgeltliche Ausübung der Nebentätigkeit nicht zu-

gemutet werden kann,  
3. in anderer Weise eine geeignete Arbeitskraft ohne erheblichen Mehraufwand nicht gewon-

nen werden kann,  
4. die Beamtin oder der Beamte eine Lehr-, Unterrichts-, Vortrags- oder Prüfungstätigkeit 

ausübt oder  
5. die Beamtin oder der Beamte eine Gutachter- oder Sachverständigentätigkeit für ein Ge-

richt oder eine Staatsanwaltschaft wahrnimmt.  
2Eine Vergütung darf nicht gewährt werden, soweit zur Ausübung der Nebentätigkeit eine Entlastung 
im Hauptamt erfolgt.  
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§ 9 
Ablieferung von Nebentätigkeitsvergütungen  

(1) 1Erhält eine Beamtin oder ein Beamter Vergütungen für eine oder mehrere Nebentätigkeiten, die 
im öffentlichen Dienst oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der oder des Dienstvorge-
setzten ausgeübt werden, so sind die Vergütungen an den Dienstherrn insoweit abzuliefern, als sie für 
die in einem Kalenderjahr ausgeübten Tätigkeiten die Höchstbeträge nach den Absätzen 2 oder 3 
übersteigen. 2Ist eine Beamtin oder ein Beamter für die Wahrnehmung einer Nebentätigkeit im Haupt-
amt entlastet, so ist eine von dritter Seite gewährte Vergütung in voller Höhe an den Dienstherrn abzu-
liefern.  
(2) 1Die Höchstbeträge für die in einem Kalenderjahr ausgeübten Nebentätigkeiten sind:  
bei Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppen  

A 2 bis A 8 4.100 Euro,  

A 9 bis A 12  4.700 Euro,  

A 13 bis A 16, C 1 bis C 4, W 1 bis W 
3, B 1 bis B 4, R 1 bis R 4 

5.400 Euro,  

ab B 5 / R 5  6.200 Euro.  
2Maßgebend ist die Besoldungsgruppe am Ende des Kalenderjahres. 3Bei teilzeitbeschäftigten Beam-
tinnen oder Beamten gilt der Höchstbetrag ungeachtet der Arbeitszeitermäßigung.  
(3) 1Abweichend von Absatz 2 ist der Höchstbetrag  

1. für die Erstattung ärztlicher, zahnärztlicher oder tierärztlicher Gutachten, soweit es sich 
nicht um Tätigkeiten nach § 8 Satz 1 Nr. 5 handelt, 6.100 Euro und  

2. für ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche Tätigkeiten, für die nach den Gebührenord-
nungen Gebühren zu zahlen sind, 24.500 Euro.  

2Absatz 2·Satz 3 gilt entsprechend.  
(4) 1Zur Ermittlung des abzuliefernden Betrages sind von den erhaltenen Vergütungen die im Zusam-
menhang mit der Nebentätigkeit nachweislich entstandenen Aufwendungen abzusetzen für  

1. Fahrten sowie Verpflegung und Unterkunft jeweils bis zu der reisekostenrechtlich erstat-
tungsfähigen Höhe,  

2. die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material des Dienstherrn und  
3. sonstige Hilfeleistungen Dritter und selbst beschafftes Material.  

2Die Beamtin oder der Beamte darf nur solche Aufwendungen absetzen, für die sie oder er keinen 
Auslagenersatz erhalten hat.  
(5) Der Ablieferung unterliegen nicht Vergütungen für  

1. eine Tätigkeit, die während eines Urlaubs ohne Dienstbezüge ausgeübt wird,  
2. die Tätigkeit von Ärztinnen und Ärzten, Zahnärztinnen und Zahnärzten und Tierärztinnen 

und Tierärzten als gerichtliche oder staatsanwaltschaftliche Sachverständige und  
3. eine Lehr-, Unterrichts-, Vortrags- oder Prüfungstätigkeit nach § 8 Satz 1 Nr. 4.  

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten auch für Vergütungen für Nebentätigkeiten, die eine Ruhestandsbeam-
tin oder ein Ruhestandsbeamter sowie eine frühere Beamtin oder ein früherer Beamter vor Beendi-
gung des Beamtenverhältnisses ausgeübt hat.  
 

§ 10 
Abrechnung von Nebentätigkeitsvergütungen  

(1) 1Übersteigen die Vergütungen, die der Ablieferung unterliegen können, die in § 9 Abs. 2 und 3 
bestimmten Höchstbeträge, so hat die Beamtin oder der Beamte die Vergütung gegenüber dem 
Dienstherrn abzurechnen. 2Die Berechnung ist dem Dienstherrn vorzulegen, sobald die Vergütungen 
die in § 9 Abs. 2 und 3 bestimmten Höchstbeträge übersteigen. 3Übersteigen die abzurechnenden 
Vergütungen diese Höchstbeträge nicht, so hat die Beamtin oder der Beamte dies bis zum 31.März 
des Folgejahres schriftlich zu versichern. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten für die Ruhestandsbeamtinnen und 



© UMG/G3-2/9.2009 

Nebentätigkeiten-Rechtsvorschriften 

Ruhestandsbeamten und früheren Beamtinnen und Beamten in Bezug auf die Nebentätigkeiten nach 
§ 9 Abs. 6 entsprechend.  
(2) 1In die Abrechnung hat die Beamtin oder der Beamte alle für die Berechnung des Ablieferungsbe-
trages erforderlichen Angaben aufzunehmen; die Beamtin oder der Beamte hat die für den Nachweis 
erforderlichen Aufzeichnungen mit den zu-gehörigen Unterlagen zu führen. 2Zu den Angaben gehören 
insbesondere die zu den bezogenen Vergütungen sowie zu Beginn, Umfang, Änderung des Umfangs 
und Ende der Nebentätigkeit. 3Auf Verlangen sind die entsprechenden Aufzeichnungen und Unterla-
gen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen. 4Die Unterlagen sind fünf Jahre aufzubewahren; die Frist 
beginnt mit der abschließenden Festsetzung des Ablieferungsbetrages.  
(3) 1Der Ablieferungsbetrag ist zu schätzen, wenn die Beamtin oder der Beamte keine oder keine aus-
reichenden Auskünfte gibt, keine ausreichende Aufklärung erteilt oder Aufzeichnungen und Unterla-
gen nach Absatz 2 nicht vorlegt. 2Sobald die erforderlichen Angaben, Aufzeichnungen und Unterlagen 
vorliegen, ist die Festsetzung des geschätzten Betrages zu berichtigen.  
(4) Der abzuliefernde Betrag wird einen Monat nach der Festsetzung fällig; bei einer Berichtigung 
nach Absatz 3 Satz 2wird die Fälligkeit nur insoweit hinausgeschoben, als aufgrund der Berichtigung 
ein höherer Betrag abzuliefern ist.  
(5) 1Wird der abzuliefernde Betrag innerhalb eines Monats nach Fälligkeit nicht entrichtet, so ist zum 
rückständigen Betrag ab dem Zeitpunkt der Fälligkeit für jeden vollen Monat ein Zuschlag in Höhe von 
0,5 vom Hundert zu erheben. 2Für die Berechnung des Zuschlags wird der rückständige Betrag auf 
volle 50 Euro abgerundet.  
 

D r i t t e r  A b s c h n i t t   
 

Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material des Dienstherrn  
 

§ 11 
Genehmigung  

(1) 1Die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn bei der Wahr-
nehmung einer Nebentätigkeit bedarf der vorherigen schriftlichen Genehmigung. 2Die Genehmigung 
ist widerruflich. 3Sie gilt als erteilt, wenn eine unentgeltliche Nebentätigkeit oder eine Nebentätigkeit 
nach § 8 Satz 1 Nr. 4 für den Dienstherrn ausgeübt wird.  
(2) 1Einrichtungen sind Sachmittel, insbesondere Diensträume und deren Ausstattung einschließlich 
der Apparate und Instrumente. 2Bücher und andere wissenschaftliche Werke zählen nicht zu den Ein-
richtungen. 3Material sind verbrauchbare Sachen und Energie.  
(3) 1Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn ein öffentliches oder wissenschaftliches Interesse 
an der Ausübung der Nebentätigkeit besteht (§ 74 Abs. 2 Satz 1 NBG). 2Die Genehmigung kann be-
fristet werden. 3Im Genehmigungsbescheid ist der Umfang der zugelassenen Inanspruchnahme zu 
bestimmen.  
(4) 1Personal des Dienstherrn darf grundsätzlich nur innerhalb seiner Arbeitszeit und nur im Rahmen 
der üblichen Dienstaufgaben in Anspruch genommen werden. 2Durch eine Mitwirkung an der Neben-
tätigkeit dürfen die Erfüllung der sonstigen Dienstaufgaben nicht beeinträchtigt und wegen einer Mit-
wirkung Mehrarbeit, Bereitschaftsdienst oder Rufbereitschaft nicht angeordnet, genehmigt oder vergü-
tet werden. 3Vereinbarungen über eine private Mitarbeit außerhalb der Dienstzeit bleiben unberührt.  
(5) 1Einrichtungen, Personal oder Material darf für eine ärztliche oder zahnärztliche Nebentätigkeit nur 
in Anspruch genommen werden, wenn die Beamtin oder der Beamte zur Abdeckung der Risiken der 
Nebentätigkeit eine Haftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von mindestens 1.500.000 
Euro für Personenschäden, 150.000 Euro für Sachschäden und 25.000 Euro für Vermögensschäden 
abgeschlossen hat. 2Es können Ausnahmen zugelassen werden, wenn die Risiken gering sind.  
(6) 1Die Genehmigung für die Inanspruchnahme ist zu widerrufen, wenn ein öffentliches oder wissen-
schaftliches Interesse an der Ausübung der Nebentätigkeit nicht mehr vorliegt. 2Die Genehmigung 
kann widerrufen werden, insbesondere wenn  
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1. ein öffentliches oder wissenschaftliches Interesse nicht mehr im bisherigen Umfang vor-
liegt,  

2. andere öffentliche oder wissenschaftliche Interessen beeinträchtigt werden,  
3. die Inanspruchnahme sich nicht auf das zur Ausübung der Nebentätigkeit notwendige Maß 

beschränkt oder  
4. die Beamtin oder der Beamte eine der sich aus §·74 oder 75 NBG, § 9 oder 10 dieser Ver-

ordnung ergebenden Pflichten verletzt.  
3Die §§ 48 und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberührt.  
 

§ 12 
Grundsätze für die Bemessung des Nutzungsentgelts  

(1) 1Für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn hat die Be-
amtin oder der Beamte eine Kostenerstattung und einen Vorteilsausgleich als Nutzungsentgelt zu 
leisten. 2Die Kostenerstattung ist nach den Grundsätzen der Kostendeckung zu bemessen.  
(2) Durch die Kostenerstattung sollen die dem Dienstherrn durch die Inanspruchnahme entstehenden 
Sach- und Personalkosten einschließlich der allgemeinen Verwaltungskosten gedeckt werden.  
(3) Durch den Vorteilsausgleich sollen wirtschaftliche Vorteile ausgeglichen werden, die der Beamtin 
oder dem Beamten durch die Bereitstellung von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienst-
herrn entstehen.  
(4) Erhält die Beamtin oder der Beamte keine Vergütung oder ist ein Vergütungsanspruch uneinbring-
lich, so ist lediglich eine Kostenerstattung zu leisten.  
(5) Ein Nutzungsentgelt ist nicht zu zahlen, wenn eine Nebentätigkeit nach § 11 Abs. 1 Satz 3 ausge-
übt wird.  
(6) Auf die Entrichtung eines Nutzungsentgelts kann ganz oder teilweise widerruflich verzichtet wer-
den, wenn  

1. die Nebentätigkeit auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der oder des Dienstvorge-
setzten ausgeübt wird oder ein dienstliches Interesse an der Ausübung der Nebentätigkeit 
anerkannt ist,  

2. die Nebentätigkeit unentgeltlich erfolgt,  
3. die Erhebung eines Nutzungsentgelts für die Beamtin oder den Beamten eine Härte be-

deuten würde oder  
4. der ermittelte Betrag 50 Euro im Kalenderjahr nicht übersteigt.  

 
§ 13 

Bemessung des Nutzungsentgelts  
(1) 1Das Nutzungsentgelt ist pauschaliert nach einem Vomhundertsatz der für die Nebentätigkeit be-
zogenen Bruttovergütung zu bemessen. 2Bruttovergütung ist die Gesamtheit aller durch die Nebentä-
tigkeit erzielten Einnahmen einschließlich der darauf zu entrichtenden Umsatzsteuer, abzüglich nach-
gewiesener Aufwendungen für Fahrtkosten sowie Tage- und Übernachtungsgelder bis zur Höhe der 
nach Landesrecht zu gewährenden Reisekosten sowie nachgewiesener sonstiger barer Auslagen.  
(2) Das Nutzungsentgelt beträgt in der Regel in Bezug auf die Kostenerstattung  

1. 5 vom Hundert für die Inanspruchnahme von Einrichtungen,  
2. 10 vom Hundert für die Inanspruchnahme von Personal und  
3. 5 vom Hundert für den Verbrauch von Material sowie 10 vom Hundert als Vorteilsaus-

gleich.  
(3) 1Abweichend von den Absätzen 1 und 2 kann die oberste Dienstbehörde für die Festsetzung des 
Nutzungsentgelts Gebührenordnungen oder sonstige allgemeine Kostentarife ganz oder teilweise für 
anwendbar erklären, soweit das Nutzungsentgelt hierdurch besser bemessen werden kann. 2Bei Lan-
desbeamtinnen und Landesbeamten bedarf dies des Einvernehmens mit dem Finanzministerium, bei 
Körperschaftsbeamtinnen und Körperschaftsbeamten des Einvernehmens mit der Aufsichtsbehörde.  
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(4) 1Führt die Bemessung des Nutzungsentgelts nach Absatz 2 nicht zu einer angemessenen Berück-
sichtigung des tatsächlichen Wertes der Inanspruchnahme oder des wirtschaftlichen Vorteils, so kann 
das Nutzungsentgelt unter Berücksichtigung der Grundsätze des § 12 Abs. 1 bis 3 von Amts wegen 
oder auf Antrag höher oder niedriger festgesetzt werden. 2Soweit die angemessene Höhe nicht genau 
oder nur mit nicht vertretbarem Aufwand ermittelt werden kann, ist sie zu schätzen. 3Eine Bemessung 
nach den Sätzen 1 und 2 für einen Gegenstand der Inanspruchnahme schließt eine Pauschalbemes-
sung für die übrigen Gegenstände der Inanspruchnahme nicht aus. 4Die Beamtin oder der Beamte 
kann einen Antrag auf Bemessung nach den Sätzen 1 und 2 nur innerhalb einer Ausschlussfrist von 
drei Monaten nach Festsetzung des Nutzungsentgelts stellen.  
 

§ 14 
Nutzungsentgelt bei ärztlichen und zahnärztlichen Nebentätigkeiten im Krankenhausbereich  

1Die oberste Dienstbehörde kann das Nutzungsentgelt bei ärztlichen und zahnärztlichen Nebentätig-
keiten im Krankenhausbereich unter Beachtung der Grundsätze des § 12 Abs. 1 bis 6 abweichend 
von § 13 Abs. 1 und 2 festlegen. 2§ 13 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. Das Nutzungsentgelt kann 
pauschaliert werden.  
 

§ 15 
Festsetzung des Nutzungsentgelts  

(1) 1Die Höhe des Nutzungsentgelts wird von der Behörde, deren Leistungen in Anspruch genommen 
werden, festgesetzt. 2Ist die Festsetzung bereits im Zeitpunkt der Genehmigungserteilung möglich, so 
soll sie zugleich mit dieser vorgenommen werden. 3Kommt die Beamtin oder der Beamte den Ver-
pflichtungen nach Absatz 2 nicht nach, so wird das Nutzungsentgelt aufgrund einer Schätzung festge-
setzt. 4§ 10 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 5Die Beamtin oder der Beamte hat auf Verlangen ange-
messene Abschlagszahlungen zu leisten.  
(2) 1Die Beamtin oder der Beamte hat der Behörde alle für die Festsetzung des Nutzungsentgelts 
erforderlichen Angaben zu machen und die hierfür erforderlichen Aufzeichnungen zu führen, insbe-
sondere die in Rechnung gestellten und bezogenen Vergütungen sowie Beginn, Umfang, Änderung 
des Umfangs und Ende der Inanspruchnahme mitzuteilen. 2Bei fortlaufender Inanspruchnahme von 
Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn sind die Angaben bis zum 31.März des Folge-
jahres zu machen, im Übrigen bei Beendigung der Inanspruchnahme. 3Auf Verlangen sind die für die 
Festsetzungen erforderlichen Aufzeichnungen und Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen. 
4§ 10 Abs. 2 Satz 4 gilt entsprechend.  
(3) 1Das Nutzungsentgelt wird einen Monat nach der Festsetzung, im Fall des Absatzes 1 Satz 2 ei-
nen Monat nach dem Ende der Inanspruchnahme, spätestens jedoch am 1.Februar des Folgejahres 
für das Vorjahr, fällig. 2§ 10 Abs. 5 gilt entsprechend.  
 

V i e r t e r  A b s c h n i t t   
Zuständigkeiten, Übergangsregelungen  

 
§ 16 

Zuständigkeiten  
1Die Entscheidungen und Maßnahmen nach dieser Verordnung treffen, soweit nichts anderes be-
stimmt ist, die oder der Dienstvorgesetzte der Beamtin oder des Beamten und nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses die oder der Dienstvorgesetzte der Behörde, der die Beamtin oder der Beamte 
zuletzt angehört hat. 2Das Hauptorgan einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes kann seine 
Zuständigkeit nach Satz 1, auch teilweise, bei den Gemeinden auf den Verwaltungsausschuss, bei 
den Gemeindeverbänden auf das dem Verwaltungsausschuss entsprechende Organ übertragen.  

 



© UMG/G3-2/9.2009 

Nebentätigkeiten-Rechtsvorschriften 

§ 17 
Übergangsregelungen  

(1) 1Die vor dem 1.April 2009 erteilten und über diesen Zeitpunkt hinaus geltenden Genehmigungen 
zur Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn gelten weiterhin; sie 
enden spätestens mit Ablauf des 31.Dezember 2009. 2Auf sie sind die vor dem 1.April 2009 geltenden 
Bestimmungen über die Entrichtung des Nutzungsentgelts weiter anzuwenden.  
(2) 1Am 1.April 2009 bestehende öffentlich-rechtliche Verträge und Zusicherungen, die Nebentätigkei-
ten oder die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material betreffen, bleiben unberührt. 
2Soweit sie den Vorschriften des Niedersächsischen Beamtengesetzes oder dieser Verordnung wider-
sprechen, sind sie bis zum Ablauf des 31.Dezember 2010 an das geltende Recht anzupassen  
(3) Auf die Vergütungen für eine oder mehrere Nebentätigkeiten, die die Beamtin oder der Beamte vor 
dem 1.April 2009 ausgeübt hat, sind die §§ 9 und 10 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Berech-
nung nach § 10 Abs. 1 Satz 2 bis zum 30.Juni 2009 vorzulegen ist.  
 
 

V. Verordnung über die Nebentätigkeit des beamteten wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personals an den Hochschulen 

(Hochschulnebentätigkeitsverordnung – HNtVO –)  
 

§ 1 Geltungsbereich 
(1) Diese Verordnung gilt für das beamtete wissenschaftliche oder künstlerische Personal nach § 47 
Abs. 2 NHG sowie die wissenschaftlich oder künstlerisch tätigen Beamtinnen und Beamten, die in 
ihrem bisherigen Dienstverhältnis verblieben sind und nicht nach § 148 NHG in der bis zum 30. April 
1989 geltenden Fassung in ein anderes Amt übernommen wurden.  
(2) Für entpflichtete Professorinnen und Professoren gelten die §§ 9 bis 13 entsprechend. 
 

§ 2 Abgrenzung von Hauptamt und Nebentätigkeit 
(1) Das Hauptamt des zur selbständigen Forschung berechtigten Personals im Sinne von § 1 Abs. 1 
umfasst im Rahmen ihres jeweiligen Faches die Erstellung von Gutachten einschließlich der hierfür 
erforderlichen Untersuchungen  

1. in Berufungsverfahren im Sinne von § 52 NHG gegenüber anderen Hochschulen und obers-
ten Dienstbehörden, 

2. für die jeweilige Hochschule und das Ministerium für Wissenschaft und Kultur, 
3. auf Grund von Aufträgen, zu deren Erstattung sich die Hochschule verpflichtet hat, 
4. die die Hochschule auf Grund von Rechtsvorschriften zu erstatten hat. 

(2) Die Veröffentlichung eigener Forschungsergebnisse gehört für Bedienstete nach Absatz 1 bis zur 
Fertigstellung des Manuskripts zum Hauptamt, danach zur Nebentätigkeit.  
(3) 1Ist bei der Erteilung eines Auftrages zur Übernahme einer wissenschaftlichen oder künstlerischen 
Tätigkeit oder eines Befundberichts nicht eindeutig zu erkennen, ob der Auftrag der Hochschule erteilt 
und damit dem Hauptamt der Bediensteten oder des Bediensteten zuzuordnen ist oder ob er eine 
Nebentätigkeit betrifft, so gilt im Zweifel der Auftrag als an die Hochschule gerichtet. 2§ 71b des Nie-
dersächsischen Beamtengesetzes (NBG) gilt entsprechend.  
 
 

§ 2a Genehmigung und Anzeige von Nebentätigkeiten 
(1) 1Wissenschaftliche und künstlerische Nebentätigkeiten sowie Gutachtertätigkeiten bedürfen nicht 
der Genehmigung. 2Nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten mit Ausnahme der Verwaltung 
eigenen oder der eigenen Nutznießung unterliegenden Vermögens sind dem Präsidium über die Fa-
kultät unter Angabe von Art und Umfang der Tätigkeit im Voraus anzuzeigen. 3Eine nicht genehmi-
gungspflichtige Nebentätigkeit ist unter den Voraussetzungen des § 73 Abs. 2 Sätze 1 bis 3 NBG 
ganz oder teilweise zu untersagen.  
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(2) Für die Ausübung einer nebenamtlichen oder -beruflichen richterlichen Tätigkeit darf eine Vergü-
tung im Sinne von § 75 NBG gewährt werden 
 

§ 3 Allgemeine Genehmigung von Nebentätigkeiten 
(1) Das Ministerium für Wissenschaft und Kultur kann bestimmte Arten von Nebentätigkeiten im Rah-
men des zulässigen Zeitbedarfs allgemein genehmigen.  
(2) Allgemein genehmigte Nebentätigkeiten sind vor Aufnahme unter Angabe des jeweiligen Umfangs 
der Tätigkeit anzuzeigen. 
 

§ 4 Zeitliche Bemessung der Nebentätigkeit 
(1) Für die Bemessung des Höchstumfangs von Nebentätigkeiten nach § 73 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 
Satz 3 NBG sind bei einer Lehrtätigkeit für eine Lehrveranstaltungsstunde in der Regel zwei Zeitstun-
den anzusetzen.  
(2) Eine Tätigkeit nach § 65 Abs. 3 Satz 3 NHG wird bei der Bemessung des Höchstumfangs nicht 
berücksichtigt. 
 

§ 5 Genehmigung ärztlicher, zahnärztlicher und psychologischer  
Nebentätigkeiten in der Krankenversorgung 

(1) 1Vorsteherinnen und Vorstehern klinischer und nichtklinischer Abteilungen kann genehmigt wer-
den, außerhalb der Dienstaufgaben  

1. Patientinnen und Patienten auf Grund eines mit ihnen abgeschlossenen Vertrages ambulant 
und stationär zu untersuchen und zu behandeln, 

2. andere Ärztinnen und Ärzte zu beraten (Konsiliartätigkeit), 
3. im Auftrage Dritter Materialeinsendungen zu untersuchen und zu begutachten, soweit nicht 

die Bearbeitung von Aufträgen dieser Art der Hochschule als Dienstaufgabe zugewiesen ist, 
und dafür ein besonderes Honorar zu fordern. 2Vertritt eine Professorin oder ein Professor innerhalb 
einer Abteilung ein spezielles Fach selbständig, so kann eine entsprechende Genehmigung erteilt 
werden. 3Die Genehmigung für Vorsteherinnen und Vorsteher klinischer Abteilungen kann allgemein 
erteilt werden.  
(2) 1Aus dem Vertrag nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 muss der Wunsch der Patientinnen und Patienten 
nach privater persönlicher Behandlung ausdrücklich hervorgehen. 2Der Vertrag bedarf der Schriftform.  
(3) 1Die Zahl der Krankenbetten für die private Behandlung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 muss in einem 
angemessenen Verhältnis zur Zahl der Betten für die stationäre vertragsärztliche Versorgung stehen. 
2Dafür hat die Leitung der Hochschule die Aufnahme von Patientinnen und Patienten zur stationären 
privaten Versorgung zu begrenzen.  
(4) 1Abteilungsvorsteherinnen und Abteilungsvorstehern kann genehmigt werden, auf Grund einer 
Ermächtigung durch den Zulassungsausschuss im Verfahren nach § 116 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch Personen im Rahmen der vertragsärztlichen Versorgung ambulant zu versorgen und Ma-
terialuntersuchungen für diese durchzuführen. 2Absatz 1 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend. 3Die Ge-
nehmigung kann in Ausnahmefällen auch nachgeordneten Ärztinnen und Ärzten erteilt werden.  
(5) Eine Genehmigung darf nicht erteilt werden und eine bereits erteilte Genehmigung ist zu widerru-
fen, solange eine Beurlaubung unter Fortzahlung der Bezüge oder eine Freistellung nach § 50 Abs. 4 
oder 6 NHG von allen anderen Aufgaben einschließlich der Krankenversorgung zugunsten von For-
schungsaufgaben besteht.  
(6) 1Nebentätigkeiten nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 und 3 und Absatz 4 dürfen grundsätzlich nur inner-
halb der Hochschule ausgeübt werden. 2Die Niederlassung oder die Mitwirkung in einer Praxis außer-
halb der Hochschule darf nur genehmigt werden, wenn zwingende dienstliche Gründe dies unabweis-
lich erfordern. 
(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten für kommissarisch bestellte Abteilungsvorsteherinnen und Abteilungs-
vorsteher entsprechend. 
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§ 6 Persönliches Erbringen ärztlicher und psychologischer Leistungen 
in der Krankenversorgung, Vertretung und Mitwirkung 

(1) Genehmigungen nach § 5 sind mit der Auflage zu verbinden, dass die Bediensteten die Diagnose 
und die Behandlung in wesentlichen Teilen persönlich erbringen, die Auswirkungen beobachten und 
dafür die persönliche Verantwortung tragen.  
(2) 1Eine Vertretung bei der Patientenbehandlung in Nebentätigkeit darf nur erfolgen, wenn  

1. sich die Patientin oder der Patient schriftlich mit der Vertretung einverstanden erklärt hat und 
2. ein persönliches Erbringen der Leistung aus zwingenden Gründen, insbesondere Urlaub, 

Krankheit, mutterschutzrechtlichen Beschäftigungsverboten, Inanspruchnahme in der Hoch-
schulselbstverwaltung sowie bei einer nicht vorhersehbaren Inanspruchnahme in Lehre und 
Krankenversorgung, nicht möglich ist. 

2Im Falle der Vertretung dürfen nur Vertretene ein Honorar erhalten. 3Die Vertretung ist eine genehmi-
gungsbedürftige Nebentätigkeit.  
(3) 1Die Mitwirkung nachgeordneter Ärztinnen und Ärzte oder Psychologinnen und Psychologen im 
Rahmen einer Nebentätigkeit nach § 5 ist grundsätzlich Dienstaufgabe. 2Sie kann auch als Nebentä-
tigkeit genehmigt werden, ein Recht zur selbständigen Honorarforderung wird hierdurch nicht begrün-
det; die Annahme einer Vergütung von der Liquidationsberechtigten oder dem Liquidationsberechtig-
ten ist nur zulässig für Mitwirkungen im Rahmen von Nebentätigkeiten 
 

§ 7 Genehmigung tierärztlicher Nebentätigkeit 
1Vorsteherinnen und Vorstehern veterinärmedizinischer Kliniken (§ 126 Abs. 2 NHG) und klinischer 
Abteilungen (§ 126 Abs. 3 NHG) kann allgemein genehmigt werden, innerhalb einer Klinik oder klini-
schen Abteilung auf Grund eines privatrechtlichen Vertrages stationär oder ambulant zu behandeln. 
2§ 5 Abs. 1, 2 und 5 bis 7 sowie § 6 gelten entsprechend. 
 

§ 8 Genehmigung freiberuflicher oder gewerblicher Nebentätigkeit 
1Eine freiberufliche oder gewerbliche Nebentätigkeit darf nur genehmigt werden, wenn  

1. die Nebentätigkeit in vertretbarer Nähe zum Dienstort oder in Form einer Beteiligung oder Mit-
arbeit ausgeübt wird, 

2. die Nebentätigkeit von den dienstlichen Aufgaben eindeutig getrennt ist und 
3. die freiberufliche oder gewerbliche Arbeitsstätte sächlich und personell von den Hochschulein-

richtungen eindeutig getrennt ist. 
2In besonders begründeten Ausnahmefällen kann die Hochschule Ausnahmen von Satz 1 Nr. 1 für 
einen Zeitraum bis zu einem Jahr zulassen. 3Unterliegen Bedienstete nicht den Vorschriften über die 
Arbeitszeit, so kann die Genehmigung mit der Auflage verbunden werden, dass sie an einer bestimm-
ten Zahl von Tagen für Dienstaufgaben zur Verfügung stehen. 4Derartige Auflagen sollen insbesonde-
re dann gemacht werden, wenn die Nebentätigkeit außerhalb des Dienstortes ausgeübt wird. 
 

§ 8a Ablieferungspflicht 
(1) Die Ablieferungspflicht nach § 75a NBG entfällt für Professorinnen und Professoren sowie Junior-
professorinnen und Juniorprofessoren für Vergütungen aus folgenden Nebentätigkeiten:  

1. Lehr- und Prüfungstätigkeiten an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule, 
2. Tätigkeiten als gerichtliche oder staatsanwaltschaftliche Sachverständige oder als gerichtli-

cher oder staatsanwaltschaftlicher Sachverständiger, 
3. Tätigkeiten, die von einer über- oder zwischenstaatlichen Organisation oder einer obersten 

Behörde des Bundes oder eines Landes im Einzelfall verlangt, vorgeschlagen oder veranlasst 
werden, auch wenn sie im öffentlichen Dienst wahrgenommen werden, 

4. künstlerische Tätigkeiten, selbständige Gutachtertätigkeiten sowie die Durchführung von For-
schungsaufträgen. 

(2) 1Bei Architekten- und Ingenieurleistungen sind 3 vom Hundert der erhaltenen Nebentätigkeitsver-
gütung im Sinne des § 75e NBG abzuliefern, jedoch nicht mehr als  
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1. der sich aus § 75a NBG ergebende Betrag, 
2. die Hälfte des Betrages, um den die Nebentätigkeitsvergütung die Aufwendungen übersteigt, 

die der Beamtin oder dem Beamten nachweislich durch die Tätigkeit entstanden sind, oder 
3. 25 vom Hundert des Betrages der Dienstbezüge gemäß § 1 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 des Bundes-

besoldungsgesetzes, die der Beamtin oder dem Beamten in dem Kalenderjahr zustehen. 
2Sind die Tätigkeiten im Rahmen oder von einer Gesellschaft erbracht worden, an der die Beamtin 
oder der Beamte beteiligt ist, so gilt ein Anteil der Vergütung, der ihrem oder seinem Gesellschaftsan-
teil entspricht, als Nebentätigkeitsvergütung.  
(3) Entpflichtete Professorinnen und Professoren sind bezüglich der Ablieferung von Nebentätigkeits-
vergütungen den Ruhestandsprofessorinnen und Ruhestandsprofessoren gleichgestellt. 
 

§ 9 Inanspruchnahme von Personal, Einrichtungen und Material des Dienstherrn 
(1) 1Im Rahmen jeder Nebentätigkeit bedarf die Inanspruchnahme  

1. der Arbeitskraft des Personals, 
2. von Einrichtungen, insbesondere von Diensträumen und deren Ausstattung mit Geräten, aus-

genommen Bibliotheken, und 
3. von Verbrauchsgütern und Energie (Material) 

des Dienstherrn einer vorherigen Erlaubnis. 2Der voraussichtliche Umfang der Inanspruchnahme ist 
bei der Antragstellung anzugeben.  
(2) 1Die Inanspruchnahme darf nur erlaubt werden, wenn  

1. ein öffentliches oder wissenschaftliches Interesse an der Ausübung der Nebentätigkeit be-
steht, 

2. die Inanspruchnahme für die Nebentätigkeit erforderlich ist und 
3. dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 

2Bei ärztlicher, psychologischer und tierärztlicher Nebentätigkeit ist grundsätzlich von einem öffentli-
chen Interesse auszugehen.  
(3) 1Personal darf nur im Rahmen seiner Dienstaufgaben und innerhalb seiner Arbeitszeit in Anspruch 
genommen werden. 2Die Mitwirkung darf nicht dazu führen, dass  

1. Mehrarbeit, Überstunden, Bereitschaftsdienst oder Rufbereitschaft angeordnet oder geneh-
migt werden, es sei denn, dies ist zur ärztlichen oder tiermedizinischen Versorgung erforder-
lich, 

2. die eigene wissenschaftliche Tätigkeit beeinträchtigt wird. 
3Vereinbarungen über eine private Mitarbeit außerhalb der Arbeitszeit im Rahmen genehmigter Ne-
bentätigkeit bleiben zulässig.  
(4) 1Im Falle der Vertretung nach § 6 Abs. 2 gilt die Inanspruchnahme von Personal, Einrichtungen 
und Material als Inanspruchnahme durch die Vertretenen. 2Entsprechendes gilt bei der Mitwirkung 
nach § 6 Abs. 3. 
 

§ 10 Höhe des Nutzungsentgelts 
(1) Das Nutzungsentgelt für die Inanspruchnahme von Personal, Einrichtungen oder Material richtet 
sich nach den nachfolgenden Vorschriften, sofern nicht die Hochschulnutzungsentgeltverordnung 
Medizin anzuwenden ist.  
(2) 1Das Nutzungsentgelt für die Inanspruchnahme nach § 75c Abs. 3 NBG wird pauschaliert in einem 
Vomhundertsatz des Bruttoeinkommens aus der Nebentätigkeit festgelegt. 2Es beträgt – außer im Fall 
des § 11 – für die Inanspruchnahme von Personal 15 vom Hundert und für die Inanspruchnahme von 
Einrichtungen oder Material je 7,5 vom Hundert.  
(3) 1Steht das nach Vomhundertsätzen berechnete Nutzungsentgelt in keinem angemessenen Ver-
hältnis zum Umfang und zu den Kosten der Inanspruchnahme, so ist es einschließlich des Vorteils-
ausgleichs von Amts wegen oder auf Antrag entsprechend dem Nutzungswert höher oder niedriger zu 
bemessen. 2Die Kosten der Inanspruchnahme sind zu schätzen, soweit eine genaue Ermittlung nicht 
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oder nur mit unverhältnismäßigen Aufwand möglich ist. 3Eine von Absatz 2 Satz 2 abweichende Be-
messung des Nutzungsentgelts ist für einzelne oder mehrere Pauschalansätze möglich.  
(4) Abweichend von Absatz 1 können für bestimmte Arten von Nebentätigkeiten andere Pauschalen 
festgelegt werden, wenn die Höhe der dem Dienstherrn entstehenden Kosten hinreichend bekannt ist.  
(5) 1Wird die Nebentätigkeit unentgeltlich ausgeübt oder eine Vergütungsforderung nicht beglichen, so 
ist ein Nutzungsentgelt in Höhe der Kosten zu entrichten, die dem Land durch die Inanspruchnahme 
von Personal, Einrichtungen und Material im Rahmen der Nebentätigkeit entstanden sind. 2Absatz 3 
Satz 2 gilt entsprechend.  
(6) Bei einer gemeinschaftlichen Inanspruchnahme durch mehrere Bedienstete hat jede oder jeder ein 
Nutzungsentgelt nach den Absätzen 1 bis 5 zu zahlen 

 

§ 11 Nutzungsentgelt bei ärztlichen Nebentätigkeiten außerhalb der Krankenversorgung und 
bei tierärztlicher Nebentätigkeit 

(1) 1Bei ärztlichen Nebentätigkeiten außerhalb der Krankenversorgung sind dem Land als Nutzungs-
entgelt  

1. die Sachkosten zu erstatten; hierfür kann das Fachministerium Tarife erlassen oder für an-
wendbar erklären, 

2. zur Deckung der weiteren Kosten und als Vorteilsausgleich 30 vom Hundert des Teils des aus 
der Nebentätigkeit erzielten Bruttoeinkommens zu entrichten, der nach Abzug der zu erstat-
tenden Sachkosten und der Kosten für Sachleistungen verbleibt. Sachleistungen sind durch 
Dritte außerhalb der Hochschule erbrachte Leistungen, deren Kosten – sofern die Leistungen 
von der Hochschule erbracht würden – als Sachkosten zu erstatten wären; hierzu gehören 
nicht die Kosten für die Erstellung der Rechnungen und die Einziehung der Vergütung. 

2Soweit das Fachministerium für ärztliche Nebentätigkeiten außerhalb der Krankenversorgung keine 
Tarife erlassen oder für anwendbar erklärt hat, beträgt das Nutzungsentgelt 40 vom Hundert des aus 
der Nebentätigkeit erzielten Bruttoeinkommens, das nach Abzug der Kosten für Sachleistungen ver-
bleibt. 3§ 10 Abs. 3 bis 6 gilt entsprechend.  
(2) Bei tierärztlichen Nebentätigkeiten zur ambulanten oder stationären Behandlung sowie bei Materi-
aluntersuchungen sind als Nutzungsentgelt  

1. die Materialkosten zu erstatten, 
2. zur Deckung der weiteren Kosten und als Vorteilsausgleich 30 vom Hundert des aus der Ne-

bentätigkeit erzielten Bruttoeinkommens zu entrichten, das nach Abzug der erstatteten Sach-
kosten und der Kosten für Sachleistungen verbleibt. Sachleistungen sind durch Dritte außer-
halb der Hochschule erbrachte Leistungen, deren Kosten – sofern die Leistungen von der 
Hochschule erbracht würden – als Sachkosten zu erstatten wären ( 10 Abs. 3 und 5); hierzu 
gehören nicht die Kosten für die Erstellung der Rechnungen und die Einziehung der Vergü-
tung. 

(3) Ärztliche oder tierärztliche Nebentätigkeit im Sinne der Absätze 1 und 2 ist jede Nebentätigkeit in 
der Krankenversorgung, der theoretischen Medizin oder der tiermedizinischen Versorgung, die auf 
Grund ärztlicher, tierärztlicher oder anderer naturwissenschaftlicher Hochschulausbildung ausgeübt 
wird. 

 

§ 12 Abschlagszahlungen 
(1) Die Vergütung für die Nebentätigkeit ist dem Auftraggeber spätestens einen Monat nach Erledi-
gung des Auftrages in Rechnung zu stellen.  
(2) 1Auf das Nutzungsentgelt sind für das laufende Kalenderjahr jeweils zum 15. des dem Kalender-
vierteljahr folgenden Monats Abschläge zu zahlen, die sich nach dem zuletzt festgesetzten Nutzungs-
entgelt bemessen. 2Umstände, aus denen sich eine wesentliche Veränderung der Höhe des Nut-
zungsentgelts ergibt, sind auf Antrag zu berücksichtigen. 3Auf Antrag kann die Hochschule auf Ab-
schläge verzichten, wenn das Nutzungsentgelt voraussichtlich 10.000 Deutsche Mark

[1]
 im Kalender-

jahr nicht übersteigen wird.  
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(3) Sachkosten sind auf Verlangen der Hochschule laufend abzurechnen.  
(4) 1Wer Nutzungsentgelt zu entrichten hat, hat bis zum letzten Tag des Monats Februar eines jeden 
Jahres eine Erklärung für das vorangegangene Jahr abzugeben über  

1. die in Rechnung gestellte und die bezogene Vergütung, 
2. die Leistungen, für die keine Vergütung gefordert wurde, 
3. die Leistungen, für die keine Vergütung erzielt wurde, und 
4. die in Rechnung gestellten Sachleistungen. 

2Die Richtigkeit und Vollständigkeit der Erklärung sind schriftlich zu versichern.  
(5) Soweit Liquidationsberechtigte der Verpflichtung nach Absatz 4 nicht nachkommen, ist das Nut-
zungsentgelt vorläufig auf Grund einer Schätzung der Hochschule zu berechnen.  
[1] Der Betrag wurde amtlich noch nicht auf Euro umgestellt; 1 Euro = 1,95583 DM. 

 
§ 13 Fälligkeit, Festsetzung 

(1) Die Hochschule setzt die Abschläge und das Nutzungsentgelt durch Bescheid fest.  
(2) 1Die Festsetzung steht unter dem Vorbehalt der Nachprüfung, solange die für die Festsetzung 
maßgeblichen Grundlagen nicht abschließend geprüft sind. 2Der Vorbehalt entfällt spätestens vier 
Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Festsetzung vorgenommen worden ist.  
(3) 1Fällige Beträge sind mit einem Zinssatz von 3 vom Hundert über dem jeweils geltenden Diskont-
satz der Deutschen Bundesbank zu verzinsen. 2Satz 1 gilt entsprechend, wenn die nach § 12 Abs. 4 
abzugebende Erklärung vollständig oder teilweise erst nach der genannten Frist eingeht oder wenn 
sich auf Grund von Prüfungen die Unvollständigkeit einer oder mehrerer Erklärungen ergibt. 
 

§ 14 Inkrafttreten, Übergangsregelung 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.  
(2) Ist eine als Nebentätigkeit abzurechnende Leistung vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung er-
bracht, so ist das Nutzungsentgelt nach den bisherigen Vorschriften festzusetzen. 
 


